
die Bedingungen für die freiwilligen 
Versicherungen der volkseigenen 
Wirtschaft bei der Staatlichen Ver­
sicherung der DDR vom 19. Novem­
ber 1968 (GBl. II S. 949) für verbind­
lich erklärt worden sind, gesetzlich 
verpflichtet. Diese Bestimmung be­
rechtigt die Staatliche Versicherung, 
im Namen des Betriebes alle den 
Schadenersatzanspruch betreffenden 
Erklärungen abzugeben. Kommt es 
zu einem Rechtsstreit über den An­
spruch, so hat der Betrieb dem von 
der Staatlichen Versicherung be­
nannten Prozeßvertreter Vollmacht 
zu erteilen. Verweigert der Betrieb 
die Bevollmächtigung oder entzieht 
er dem Prozeßvertreter die Voll­
macht ohne wichtigen Grund, so hat

er keinen Anspruch auf Ersatz der 
Kosten des Rechtsstreits.
Im VEB Kombinat Luft- und Kälte­
technik wird darauf hingewirkt, daß 
die verantwortlichen Bearbeiter in 
den Betrieben gerade bei Fällen des 
§ 98 GBA die Bedingungen für die 
freiwillige Haftpflichtversicherung 
der volkseigenen Wirtschaft nicht 
formal anwenden. Das bedeutet, daß 
jegliche Verweisung des geschädigten 
Werktätigen an die Versicherung un­
terbleibt, weil die Rechtspflichten, 
die sich aus den §§ 97, 98 GBA erge­
ben, vom Betrieb zu erfüllen sind. 
Die o. g. gesetzlichen Regelungen zur 
freiwilligen Haftpflichtversicherung 
der Betriebe werden jedoch von uns’ 
zum Anlaß genommen, zur Wahrung

der Rechte des Geschädigten eng mit 
der Staatlichen Versicherung zusam­
menzuarbeiten und bei der Regulie­
rung der verschiedenen Ansprüche 
mit dieser einen gemeinsamen Stand­
punkt zu finden. In gleicher Weise 
wird verfahren, wenn ein Anspruch 
des Geschädigten Gegenstand eines 
Rechtsstreits ist. Die Betriebe neh­
men hier unbeschadet der gesetzlich 
vorgeschriebenen Bevollmächtigung 
der Staatlichen Versicherung kon­
struktiv an diesem Arbeitsrechtsstreit 
teil und sichern auf diese Weise, daß 
die Rechte des Geschädigten aus § 98 
GBA in vollem Umfang erfüllt wer­
den.

LOTHAR KRAUSSE, Justitiar
des VE3 Kombinat Luft- und
Kältetechnik, Dresden

Informationen der zentralen Rechtspflegeorgane
Das Präsidium des Obersten Gerichts nahm in seiner 
Sitzung am 10. Januar 1973 Berichte der Bezirksgerichte 
Neubrandenburg und Suhl entgegen, die sich mit Pro­
blemen der Verwirklichung von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit durch die Gerichte, ins­
besondere der Verurteilung auf Bewährung, beschäftig­
ten. Grundlage der Berichterstattung war die Orien­
tierung durch das Plenum des Obersten Gerichts in 
seiner 25. Plenartagung (NJ 1970 S. 36 ff.). In der Be­
ratung des Präsidiums wurden vor allem folgende Ge­
sichtspunkte hervorgehoben:
1. Durch die konzentrierte und rationelle Verwirk­
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit gemäß § 339 Abs. 1 Ziff. 1 StPO tragen die 
Gerichte zur wirksameren Bekämpfung und Vorbeu­
gung der Kriminalität sowie zur Erziehung der Ver­
urteilten bei. Besonders bei Verurteilungen auf Bewäh­
rung schaffen die Gerichte durch die zielstrebige Ein­
leitung der erforderlichen Maßnahmen die Voraus­
setzungen für eine effektive Gestaltung des Bewäh- 
rungs- und Erziehungsprozesses.
Diese Tätigkeit der Gerichte ist durch den Direktor des 
Kreisgerichts bzw. die Leitungsorgane des Bezirks­
gerichts kontinuierlich einzuschätzen. Dabei sind fol­
gende Probleme in den Mittelpunkt zu stellen:
— Wann sind den Leitern und Kollektiven besondere 

Maßnahmen zur Gestaltung der Bewährungszeit zu 
empfehlen (§§ 24, 32 StGB)?

— Welche Maßnahmen haben > sich in bezug auf be­
stimmte Verhaltensweisen am wirksamsten er­
wiesen?

— In welchem Umfang ist der Bewährungs- und Wie­
dergutmachungsprozeß durch das Gericht zu kontrol­
lieren (§§ 342, 343, 345 StPO)?

— Welche Anforderungen sind an eine Vollstreckung 
der angedrohten Strafe zu stellen (§ 344 StPO) ?

2. Aussprachen des Gerichts mit Vertretern des Kol­
lektivs oder des Betriebes, die nach der Hauptverhand­
lung stattfinden und sich auf den Inhalt des Bewäh­
rungsprozesses beziehen, sind differenzierter zu gestal­
ten. Sie sind nur dann notwendig, wenn sich dafür 
entsprechende spezielle Hinweise aus der Hauptver­
handlung ergeben.
3. Untersuchungsorgan, Staatsanwalt und Gericht haben 
dafür zu sorgen, daß die Kollektive rechtzeitig über die 
Probleme informiert werden, zu denen sie in der Kol­
lektivberatung Stellung nehmen sollen. Das ist erfor­
derlich, damit der Vertreter des Kollektivs dem Gericht 
in der Hauptverhandlung diejenigen Hinweise vermit­
telt, die für die Gestaltung des Erziehungs- und Be­
währungsprozesses des Verurteilten von Bedeutung 
sind.
4. Die Kontrolle durch das Gericht gemäß § 342 StPO 
ist differenzierter als bisher auszuüben. In Fällen, in

denen keine Anzeichen dafür vorhanden sind, daß sich 
der Verurteilte seiner Bewährungs- und Wiedergut­
machungspflicht entziehen oder dem Kollektiv Schwie­
rigkeiten bei der weiteren Erziehung bereiten wird, 
genügt in der Regel eine einmalige Kontrolle am Ende 
der Bewährungszeit.
5. Die gerichtlichen Hinweise und Empfehlungen an die 
Leiter und die Kollektive zur Gestaltung des Erzie­
hungsprozesses müssen stärker darauf orientieren, den 
Verurteilten zur Bewährung und zum verantwortungs­
bewußten Verhalten im Kollektiv und zur Wiedergut­
machung anzuhalten.
6. Die Leiter der Betriebe oder Einrichtungen sind vom 
Gericht in jedem Fall über das Ergebnis der Hauptver­
handlung zu informieren, damit sie ihre Pflichten aus 
Art. 3, §§ 26, 32 StGB wahrnehmen können.

Der 3. Strafsenat des Obersten Gerichts führte am 
22. November 1972 eine Fachrichtertagung zu Proble­
men der Anwendung der §§ 142, 249 StGB durch. 
Grundlage der Beratung war ein dem Präsidium des 
Obersten Gerichts erstatteter Bericht über die Durch­
setzung der Präsidiumsbeschlüsse vom 21. Oktober 1970 
(NJ-Beilage 6/70) und vom 7. Januar 1971 (NJ-Beilage 
3/71).
In der Diskussion wurde eingeschätzt, daß die Maß­
nahmen der Rechtspflege- und Sicherheitsorgane sowie 
der örtlichen Organe der Staatsmacht zu umfassenderer 
Aufdeckung krimineller Gefährdung und Asozialität 
geführt haben. Durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und 
vielfältige öffentliche Aktivitäten der örtlichen Räte 
und der Kommissionen in Wohngebieten und Groß­
betrieben wurde der Prozeß zunehmender Unduldsam­
keit gegenüber asozialem Verhalten gefördert. Eine grö­
ßere Konsequenz bei der Kontrolle der Wiedereinglie­
derungsmaßnahmen erschwert in zunehmendem Maße 
den wegen krimineller Asozialität vorbestraften Per­
sonen das Untertauchen in der Anonymität von Bal­
lungsgebieten.
Im Vorfeld der Kriminalität ist die Anwendung der 
VO über die Aufgaben der örtlichen Räte und der Be­
triebe bei der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger 
vom 15. August 1968 wirksamer geworden. Persönlich­
keitsbezogene, differenzierte Vereinbarungen bzw. Auf­
lagen halfen bei der erfolgreichen Erziehung kriminell 
Gefährdeter. Die im Jahre 1971 eingeleiteten Maßnah­
men zur stärkeren Einbeziehung von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern sowie zur engeren Zusammenarbeit der 
Bereiche Innere Angelegenheiten, Jugendhilfe und Ge­
sundheitswesen führten zu einer höheren Effektivität 
der Erziehungsmaßnahmen.
In Übereinstimmung mit den Bezirksgerichten und der 
Fachabteilung des Generalstaatsanwalts wurde einge-
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